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1 Anlass der Änderung  

Der Bebauungs- und Grünordnungsplan „Industriegebiet I und II“ trat 1998 in Kraft und 
wurde bis dato zwölf Mal geändert bzw. den Erfordernissen angepasst. Mit dem Deckblatt 
Nr. 13 soll eine Teilfläche der Flur-Nr. 784 in der Gemarkung Hengersberg als Lagerplatz für 
die Gemeinde Hengersberg ausgewiesen werden. Bisher wird die Fläche ausschließlich zur 
Lagerung von Rundhölzern des örtlichen Sägewerks genutzt.   
 
Zukünftig ist die Fläche zur Zwischenlagerung von Materialien für den kommunalen Stra-
ßenbau und Straßenunterhaltungsmaßnahmen, wie Schotter, Kies, Sand, Pflaster und ähnli-
chen Materialien sowie Gehölzschnittgut aus Unterhaltungs- und Pflegemaßnahmen vorge-
sehen. Auch die Zwischenlagerung von Materialien der Gemeindewerke Hengersberg soll 
ermöglicht werden. Die bisherige Nutzung wird auch künftig sichergestellt.     
 
Gemäß dem Deckblatt Nr. 13 wird das Sondergebiet zukünftig in das Sondergebiet SO1 „La-
gerfläche“ und in das Sondergebiet SO2 „Holzlager“ unterteilt.  
 
Die Lagerfläche dient nach Änderung des Bebauungsplans ausschließlich zur Zwischenlage-
rung.  
 
Eine Versiegelung der Fläche durch Asphalt oder Beton ist gemäß dem rechtskräftigen Be-
bauungsplan in der Fassung des Deckblatts Nr. 9 nicht zulässig und ist auch weiterhin nicht 
vorgesehen. Die Änderungsfläche soll lediglich soweit erforderlich mit Schotter befestigt 
werden, so dass auch weiterhin eine Versickerung des anfallenden Niederschlagswassers 
möglich ist.  
 
Die Zufahrt erfolgt über die Industriestraße und hier über eine im Norden bestehende Zu-
fahrt. Eine Durchfahrtsbreite von 3 m ist hier auf im Bereich der vorhandenen Uferabfla-
chung und Gewässeraufweitung gegeben.  
 
Die geplante Lagerfläche wird von Montag bis Freitag während der Betriebszeiten von 07:00 
Uhr bis 17:00 Uhr angefahren. Die Anlieferung bzw. der Abtransport des Lagermaterials er-
folgt ausschließlich während der genannten Betriebszeiten. Außerhalb der angegebenen 
Betriebszeiten könnten Arbeiten und Verkehr ausgeschlossen werden. Es werden max. 20 
Transportfahrten täglich erwartet.   
 
Mit der vorliegenden Änderung des Bebauungsplans "Industriegebiet I und II", Deckblatt 9 
durch das Deckblatt 13 erfolgte zudem eine Überprüfung / Anpassung der Geräuschkontin-
gente unter Berücksichtigung nachfolgender Aspekte erforderlich:  
 

▪ Überprüfung der Geräuschkontingente der Tagzeit  
▪ Die derzeit für die Tagzeit zur Verfügung stehenden Geräuschkontingente sollen so-

weit möglich unverändert übernommen werden.  
▪ Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens soll geprüft werden, ob die Geräuschkontin-

gente weiterhin geeignet sind, die innerhalb des Plangebietes zukünftig zulässigen 
Nutzungen abzubilden.  

▪ Dazu werden eine perspektivisch mögliche Lagernutzung innerhalb des Sonderge-
bietes SO 1 sowie die derzeitige Nutzung als Rundholzlagerplatz innerhalb des ge-
samten Sondergebietes SO 1 und SO 2 betrachtet.  

▪ Falls das zu erwartende Emissionsverhalten der zulässigen Nutzungen durch die Ge-
räuschkontingente nicht ausreichend abgebildet werden kann, erfolgt eine 
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Anpassung.  
▪ Anpassung der Geräuschkontingente der Nachtzeit  

 
Sollte innerhalb des geplanten Sondergebietes SO 1 zukünftig die Errichtung eines Lager-
platzes erfolgen, würden die dort derzeit zur Nachtzeit anteilig zulässigen Geräuschkontin-
gente nicht mehr für den verbleibenden Betrieb des Rundholzlagerplatzes zur Verfügung 
stehen. Da insbesondere bei der Festlegung der Nachtkontingente im Zuge des Deckblattes 
9 bereits lediglich ein geringer Nachtbetrieb für den Rundholzlagerplatz abgebildet werden 
konnte, wäre damit mindestens zur Nachtzeit eine weitergehende Einschränkung zu erwar-
ten.  
 
Zur Nachtzeit werden somit für das geplante Sondergebiet SO 2 Geräuschkontingente so 
vergeben, dass die gemäß Deckblatt 9 bisher zulässigen Immissionskontingente auch wei-
terhin dem nächtlichen Betrieb eines Rundholzlagerplatzes nahezu unverändert zur Verfü-
gung stehen.  
 
Die Anpassung der Geräuschkontingentierung im Zuge des Deckblattes 13 soll im Vergleich 
mit den derzeit zulässigen Immissionskontingenten wenn möglich zu keiner Erhöhung der 
Immissionskontingente führen. Sofern sich Erhöhungen ergeben, ist eine entsprechende Er-
mittlung der Gesamt-Geräuschimmission unter Berücksichtigung der planerischen Vorbe-
lastung durch vorhandene Bebauungspläne vorzunehmen.1   
 
Die ausführlichen Erläuterungen sind der Anlage 1 „Bericht M183992/01“ zu entnehmen.  
 

2 Bestehender Bebauungsplan / bisherige Festsetzungen 
innerhalb des Änderungsbereiches  

Der bestehende Bebauungsplan sieht für den Änderungsbereich eine Fläche mit dem be-
sonderen Nutzungszweck der Holzlagerung (Holzlagerfläche unbefestigt) vor. Gemäß der 
Nutzungsschablone stellt die Art der baulichen Nutzung ein Sondergebiet mit der festge-
setzten Höhenlage 317,25 ü. NN dar. Es wurde ein Emissionskontingent für die Tages- und 
Nachtzeit von 62 dB(A)/48 dB(A) zugeordnet. Die max. GRZ beträgt 0,8.  
 
Zulässig ist ausschließlich das Lagern von chemisch unbehandeltem Rundholz. Mit Aus-
nahme benötigter Pumpenhäuschen, ist die Errichtung von Gebäuden, die Errichtung von 
Werbeanlagen und Beleuchtungen, das dauerhafte Abstellen von Geräten und Fahrzeugen  
und ein Ver- und Bearbeiten von Holz unzulässig. Die privaten Verkehrsflächen sowie die 
Lageflächen dürfen keiner Versiegelung (Asphalt/Beton) zugeführt werden. Einfriedungen 
sind bis zu 2,0 m zulässig. Eine Bodenfreiheit von 0,15 m ist zu gewährleisten. Für die Ent-
wässerung der Fläche sind Fließrichtungen als Hinweis dargestellt.  

 
1 vgl. Bericht Nr. M183992/01, Müller-BBM, Planegg, 18.09.2025 
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3 Künftige Festsetzungen  

Für den Änderungsbereich wird als zukünftige Nutzung ein Sondergebiet mit besonderer 
Zweckbestimmung „Lagerplatz“ (SO1) sowie ein Sondergebiet mit besonderer Zweckbestim-
mung der „Holzlagerung“ (SO2) bestimmt.  
 
Zulässig im Bereich des Sondergebiets SO1 ist nur die Lagerung von Schüttgut/Materialien 
für den kommunalen Straßenneubau, aus kommunalen Straßensanierungen und Straßen-
unterhaltungsmaßnahmen sowie Materialien (z.B. Leitungen, Leerrohre, Kabel u.ä.) der Ge-
meindlichen Werke und Gehölzschnittgut. Zudem darf unbehandeltes Rundholz gelagert 
werden. Die Errichtung von Gebäude ist unzulässig.  
 
Der Lagerplatz kann als befestigte Fläche - jedoch wasserdurchlässig - ausgeführt werden. 
Die maximal zulässige Grundflächenzahl beträgt 0,8.  
 
Hier wurden die Hinweise durch Planzeichen entsprechend ergänzt. 
 

 
 
Die zukünftigen baulichen Nutzungen wurden in T1.1a „Sondergebiet Holzlager“ und T1.1b 
„Sondergebiet Lagerplatz“ gesplittet. Ferner erfolgt die Ergänzung unter T1.2, dass der Lager-
platz nur wasserdurchlässig (Schotterfläche/wassergebundene Wegedecke) befestigt wer-
den darf.   
 
Die schallschutztechnischen Untersuchungen ergaben für den Planteil des Bebauungsplans 
sowie den Textteil des Bebauungsplans nachfolgende Festsetzungen: 
 

 
 
Zusätzlich festgesetzt wurde als Planzeichen die Einfahrt zum Lagerplatz.  
 
Die textlichen Festsetzungen des Deckblatts Nr. 9 unter T3 Immissionsschutz werden durch 
die textlichen Festsetzungen des Deckblatts Nr. 13 vollständig ersetzt und lauten wie nach-
folgend: 
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Die Hinweise durch Text wurden wie nachfolgend mit einem Hinweis zum Immissionsschutz 
erweitert: 
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Alle bestehenden Festsetzungen / Hinweise bleiben unberührt und haben weiterhin ihre 
Gültigkeit bis auf die oben angeführten zusätzlichen oder geänderten Festsetzungen 
durch Planzeichen, Festsetzungen durch Text, Hinweise durch Planzeichen und Hinweise 
durch Text.  

4 Abhandlung der Eingriffsregelung in der Bauleitplanung  

Für die vorliegende Änderung des Bebauungsplanes mittels Deckblatt Nr. 13 ergibt sich kein 
Kompensationsbedarf, da die zulässige GRZ von 0,8 nicht erhöht wird.  
 
 
 
 


